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und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
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Zu den Zahlungsverpflichtungen der DDR am 1. Juli 1990 


Alle Fragen (soweit nicht anders erwähnt) beziehen sich auf den Stich- 
tag der Währungsumstellung 1. Juli 1990. 

1. Wie hoch waren die Zahlungsverpflichtungen und die Forderungen 
der DDR zum 1. Juli 1990? 


Die Regierung der DDR hat aufgrund ihrer Rechtsvorschriften 
zum genannten Stichtag keinen Vermögensstatus erstellt. Dem- 
entsprechend ist der Gesamtumfang der Forderungen und Zah- 
lungsverpflichtungen der ehemaligen DDR zum 1. Juli 1990 nicht 
bekannt. 


2. Wie setzten sich die Zahlungsverpfhchtungen und Forderungen 
zusammen? 


Da die Regierung der DDR keinen Vermögensstatus erstellt hat 
(vgl. Antwort zu Frage 1), sind Angaben zu Forderungen und Zah- 
lungsverpflichtungen der ehemaligen DDR deshalb nur für Teil- 
bereiche möglich, die in der Beantwortung der Fragen 3 und 4 
(interne Forderungen und Verbindlichkeiten) sowie 5 und 6 (For- 
derungen und Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausland) im 
einzelnen dargestellt werden. 


3. Wie hoch waren die inneren Zahlungsverpflichtungen und Forde- 
rungen des Staatshaushaltes der DDR gegenüber dem Kreditsystem 
der DDR? 
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Bisher liegt nur eine vorläufige konsolidierte Bilanz des Banken- 
systems der ehemaligen DDR vor, da die Ausgleichsforderungen 
bis Ende 1994 angepaßt werden können und eine nachträghche 
Umstellung von Kontoguthaben bis 30. Juni 1993 möglich ist. 

Nach dieser vorläufigen Bilanz wies das ostdeutsche Banken- 
system zum 1. Juli 1990 Forderungen gegenüber dem Staat in 
Höhe von 40,4 Mrd. DM aus. Die Einlagen des Staates bei dem 
Kreditsystem betrugen 7,6 Mrd. DM. 


4. Wie verhalten sich diese inneren ■ Zahlungsverpflichtungen zum 
Vermögen der DDR? 

Sind die inneren Zahlungsverpflichtungen vollständig als Ver- 
pflichtungen des Vermögens der DDR anzusehen, oder handelt es 
sich, da auch die Banken Bestandteil des Vermögens der DDR 
waren, nicht um Zahlungsverpflichtungen, die das Vermögen der 
DDR nach außen nicht verringern? 


Noch bis in die jüngste Vergangenheit war mit der These vom 
Ausverkauf der DDR der Eindruck vermittelt worden, die DDR 
verfüge netto über ein hohes volkseigenes Vermögen. Inzwischen 
hat sich jedoch gezeigt, daß die bereits Ende 1989 unmittelbar vor 
der Zahlungsunfähigkeit stehende DDR in Wahrheit ein erheb- 
liches Schuldenvolumen in die Einheit Deutschlands eingebracht 
hat. Die in der Treuhandanstalt und dem Kreditabwicklungsfonds 
bis Ende 1994 auf lauf ende Verschuldung wird sich nach heutiger 
Einschätzung in einer Größenordnung von rd. 350 Mrd. DM be- 
wegen. Belastungen der Treuhandanstalt von bis zu weiteren 
50 Mrd. DM sind z. Z. noch nicht konkretisiert. 


5. Wie hoch waren die Zahlungsverpflichtungen und die Forderungen 
gegenüber dem Ausland? 


Nach Angaben der Deutschen Außenhandelsbank AG bestanden 
zum Stichtag der Währungsumstellung am 30. Juni 1990 gegen- 
über den ehemaligen RGW-Ländern und Ländern mit Clearing- 
Rubel- Verrechnung folgende Forderungen der ehemaligen DDR 
(nicht mit den Schuldnerländern abgestimmte Angaben): 

Saldo IBWZ 


(Waren- und Dienstleistungsverkehr RGW) 

2 711 Mio. 

Transferrubel 

Saldo Regierungskredite/Investitionsbeteiligungen 
(RGW) 

1 379 Mio. 

Transferrubel 

Saldo aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr mit 
Kambodscha, Laos, Albanien, Nord-Korea 

22 Mio. 

Bilaterale Rubel 

Saldo Regierungskredite/Investitionsbeteiligungen 
(Kambodscha, Laos, Nord-Korea) 

26 Mio. 

Büaterale Rubel 

Gesamt-Forderungen: 

4 138 Mio. 

Transferrubel/Bilaterale 


Rubel 
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Zum Stichtag der Währungsumstellung 1. Juli 1990 bestanden 
außerdem Forderungen aus gewährten Krediten in westlichen 
Währungen, Verrechnungseinheiten gegenüber den alten Bun- 
desländern und in westlichen Clearing-Währungen von insge- 
samt 8,2 Mrd. DM, Guthaben bei ausländischen Banken als 
Staatsdevisenreserve in Höhe von 7,2 Mrd, DM und Verbindlich- 
keiten in Höhe von 38,6 Mrd. DM (bewertet zu Kursen am 1. Juli 
1990). 


6. Wie hoch waren die Zahlungsverpflichtungen und die Forderungen 
gegenüber der Bundesrepublik Deutschland? 


In den o. g. Gesamtforderungen und Verbindlichkeiten waren aus 
dem innerdeutschen Handel rd. 0,9 Mrd. DM Forderungen und rd. 
6,7 Mrd. DM Verbindlichkeiten enthalten. 


7. Nachdem die Bundesrepublik Deutschland (unmittelbar oder mit- 
telbar über das Treuhandvermögen) als Schuldner in die von bun- 
desdeutschen Banken gewährten Kredite eingetreten ist, ergeben 
sich folgende Fragen: 

a) Wurde die Bedienung der Kredite fortgesetzt? 

b) Wie wird seitens der Bundesregierung eine Fortsetzung der 
Bedienung der Kredite gerechtfertigt, nachdem für das Ver- 
mögen der DDR seitens der Bundesregierung ein negativer Wert 
ausgewiesen wird? 

c) Inwieweit ist dieses Vorgehen berechtigt, obwohl gleichzeitig 
den Bürgerinnen und Bürgern der neuen Länder die im Eini- 
gungsvertrag vorgesehene Beteiligung am Vermögen der DDR 
verwehrt wird? 


Die Bedienung der Kredite wurde fortgesetzt, da die eingegange- 
nen Verpflichtungen auch nach der Herstellung der Einheit 
Deutschlands fortbestehen. 

Die im Einigungsvertrag (Artikel 25) nach Maßgabe des Arti- 
kels 10 Abs. 6 des Vertrages über die Schaffung einer Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion vorgesehene Möglichkeit, 
verbriefte Anteilsrechte einzuräumen, beruhte auf der Vorausset- 
zung, daß zunächst eine Bestandsaufnahme des volkseigenen 
Vermögens erfolgt, seine Ertragsfähigkeit festgestellt und es vor- 
rangig für die Strukturanpassung der Wirtschaft und für die 
Sanierung des Staatshaushaltes genutzt wird. Wie bereits in der 
Antwort zu Frage 4 festgestellt, hat die DDR aber kein Vermögen, 
sondern netto ein hohes Schuldenvolumen hinterlassen. 

Aufgrund des negativen Vermögensstatus der Treuhandanstalt 
und der künftig zu erwartenden Belastungen des Bundeshaus- 
halts daraus sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, An- 
teilsrechte am ehemaligen volkseigenen Vermögen auszugeben 
oder ersatzweise Erstattungen vorzusehen. Im einzelnen wird auf 
die Antwort der Bundesregierung vom 26. September 1991, 
Drucksache 12/1207, sowie die Beschlußempfehlung und den Be- 
richt des Haushaltsausschusses vom 30. April 1992, Drucksache 
12/2504, verwiesen. 
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8. Wie hoch waren die Wohnungsbaukredite für den volkseigenen 
Wohnungsbau? 

Die Kreditverpflichtungen der kommunalen Wohnungsunterneh- 
men (VEB kommunale Wohnungsverwaltungen, VEB Gebäude- 
wirtschaften) betrugen am 1. Juli 1990 21,8 Mrd. DM. 


9. Wie hoch waren die Wohnungsbaukredite für den genossenschaft- 
lichen Wohnungsbau? 


Die Kreditverpflichtungen der genossenschaftlichen Wohnungs- 
unternehmen (Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften und ge- 
meinnützige Genossenschaften) betrugen am 1. Juli 1990 
14,3 Mrd. DM. 


10. Nach der Wohnungsbauverordnung vom 15. Dezember 1970 han- 
delt es sich bei den Wohnungsbaukrediten eindeutig um Verbind- 
lichkeiten des Staatshaushaltes der DDR. 

Warum wurden diese Kredite nach der staatlichen Einheit als Kre- 
dite der Wohnungsbaugesellschaften behandelt? 


ln der Verordnung über die Finanzierung des Baues volkseigener 
Wohnungen und des Baues staatlicher Einrichtungen vom 15. De- 
zember 1970 ist festgelegt, daß die Kreditverträge für den Neubau 
volkseigener Wohnungen zwischen der Industrie- und Handels- 
bank der Deutschen Demokratischen Republik (die spätere 
Staatsbank) und den VEB Kommunale Wohnungsverwaltung 
bzw. VEB Gebäude Wirtschaft abgeschlossen werden. 

Durch Artikel 22 Abs. 4 des Einigungsvertrages ist das zur Woh- 
nungsversorgung genutzte volkseigene Vermögen bei gleichzei- 
tiger Übernahme der anteiligen Schulden in das Eigentum der 
Kommunen übergegangen. Die Kommunen sind aufgefordert, 
ihren Wohnungsbestand unter Berücksichtigung sozialer Belange 
schrittweise in eine marktwirtschaftliche Wohnungswirtschaft zu 
überführen. 
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